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Einführung
Das vorliegende Dokument wurde von den Mitgliedern der Arbeitsgruppe „Nachhaltiges öffentliches Vergabewesen“ ausgearbeitet. Diese Arbeitsgruppe entwickelte Werkzeuge für öffentliche Auftraggeber und Unternehmen. Diese Instrumente sollen das öffentliche Beschaffungswesen ökologischer, sozialer, ethischer und verantwortungsvoller gestalten .

Sozialdumping ist besonders im Bausektor deutlich zu erkennen. Die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen in der Wallonie sind gravierend. In den letzten Monaten wurden zahlreiche Initiativen zur Bekämpfung des unfairen Wettbewerbs, insbesondere im Bereich der öffentlichen Aufträge ergriffen: Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialrats der Wallonie, Kampf für einen fairen Wettbewerb auf föderaler Ebene, lokale Verordnungen, Musterlastenhefte, die von unterschiedlichen öffentlichen Auftraggebern herausgegeben wurden, Resolution des wallonischen Parlaments usw. 

Ein großer Anteil der öffentlichen Aufträge der Wallonie umfasst Aktivitäten im Bauwesen. Die Gesetzgebung über öffentliche Aufträge bietet bereits eine Reihe von Handhabungsmöglichkeiten, die der öffentliche Auftraggeber nutzen kann. Es ist von wesentlicher Bedeutung, dass die beauftragten Unternehmen die neuen Bedingungen zur Kenntnis nehmen und dass sich diese nicht von einem Auftraggeber zum anderen unterscheiden. Unterschiedliche Anforderungen stellen die Unternehmen oft vor komplexe Probleme.

Die Arbeitsgruppe „Nachhaltiges öffentliches Vergabewesen“ hat alle verfügbaren Unterlagen zum Thema Bekämpfung von Sozialdumping analysiert und versucht, ein harmonisiertes Instrument zu erstellen.

Des Weiteren waren Vertreter des wallonischen Bausektors an der Ausarbeitung der Werkzeuge beteiligt. Neben Juristen (Direktion für öffentliche Aufträge des Generalsekretärs des ÖDW, Direktion für Kulturerbe und die öffentlichen Auftraggeber der kommunalen Behörden der Operativen Generaldirektion Kommunale Behörden, Sozial- und Gesundheitssektor sowie der Verband der Städte und Gemeinden der Wallonie) der Arbeitsgruppe „Nachhaltiges öffentliches Vergabewesen“ hat der wallonische Bauverband aktiv an der Ausarbeitung der Instrumente mitgewirkt. Die Arbeiten wurden von der Abteilung für nachhaltige Entwicklung des Generalsekretariats des ÖDW koordiniert. 

Vorliegendes Dokument schlägt drei miteinander verknüpfte Instrumente vor, die in die besonderen Lastenhefte der öffentlichen Auftraggeber aufgenommen werden können:

· Musterklauseln, die in die unterschiedlichen Teile des besonderen Lastenhefts eingefügt werden können: zum Beispiel die Vergabe an Subunternehmer, die Sprache, die Unterbringung von Personal, die Sozialklauseln, die Strafen usw.;

· Eine Verpflichtungserklärung der öffentlichen Auftraggeber zur Förderung eines fairen Wettbewerbs und zur Bekämpfung von Sozialdumping: diese Erklärung wird als Anhang zum besonderen Lastenheft beigefügt. Sie verdeutlicht die Anstrengungen, die ein öffentlicher Auftraggeber zur Bekämpfung von Sozialdumping unternehmen soll. Diese wird als „Aktionsliste“ mit Maßnahmen, die in den verschiedenen Vergabestadien zu ergreifen sind, dargestellt;

· Eine Erklärung von Unternehmern, in der diese sich für einen fairen Wettbewerb und die Bekämpfung von Sozialdumping aussprechen: diese Erklärung ist Teil des besonderen Lastenheftes und muss von allen an einer Ausschreibung teilnehmenden Unternehmen unterzeichnet werden (Auftragnehmer und Unterauftragnehmer). Die  wesentlichen Bestimmungen, die es hinsichtlich der Arbeitsbedingungen, der Vergütung und der Beschäftigung zu beachten gilt, werden hervorgehoben. 

Die Werkzeuge sollen in den nächsten Monaten vervollständigt werden. Die Arbeitsgruppe zielt auf die Bereitstellung von Orientierungshilfen hinsichtlich der Vergabekriterien ab, um die öffentlichen Auftraggeber bei dem häufig komplexen Auswahlverfahren von Auftraggebern bei Ausschreibungen zu unterstützen. 
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Die in diesem Leitfaden vorgestellten Instrumente sollen ständig erweitert werden.  Des Weiteren wird der Leitfaden in Kürze an das neue Gesetz zur öffentlichen Auftragsvergabe angepasst werden. 
Laden Sie hier die letzte Version der Werkzeuge auf dem wallonischen Portal für öffentliche Auftragsvergabe herunter: http://marchespublics.wallonie.be > allgemeine Informationen > Marktpraktiken > nachhaltige öffentliche Beschaffung. 
Die gelb markierten Elemente sind in jedem Lastenheft anzupassen. 
Fragen? 

Wenden Sie sich unter folgender Adresse an den Helpdesk: marchespublics.durables@spw.wallonie.be 

Auszüge aus Lastenheften 
(öffentliche Bauaufträge)
für die Förderung eines fairen Wettbewerbs und die Bekämpfung von Sozialdumping
Als Marktobjekt einfügen
Der öffentliche Auftraggeber möchte anlässlich des vorliegenden Auftrags Sozialdumping und Sozialbetrug bekämpfen. 
Als Zugangsrecht einfügen
„Zahlung der Sozialabgaben durch einen ausländischen Submittenten“
Ein Bieter, der Personal aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union beschäftigt, fügt seinem Angebot eine von der zuständigen Behörde ausgestellte Bescheinigung bei, aus der ersichtlich ist, dass er gemäß seiner bis spätestens zum äußersten Datum für den Eingang der Angebote abgeschlossenen Rechnung zu diesem Zeitpunkt seine Verpflichtungen hinsichtlich der Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge nach den Rechtsvorschriften des Landes, in dem er ansässig ist, erfüllt hat.

Wenn eine solche Bescheinigung im betroffenen Staat nicht ausgestellt wird, kann sie durch eine eidesstattliche Erklärung ersetzt werden. In den Ländern, in denen eine eidesstattliche Erklärung nicht existiert, ist diese durch eine vom Interessenten vor einer Justiz- oder Verwaltungsbehörde, einem Notar oder einem qualifizierten Berufsverband des Ursprungs- oder Herkunftslands abgelegte feierliche Erklärung zu ersetzen.

Der Bieter fügt seinem Angebot eine beglaubigte Übersetzung der ausgestellten Bescheinigungen bei, wenn diese nicht in einer der drei offiziellen belgischen Landessprachen verfasst wurde. Die Vergabebehörde kann die Bieter auffordern, die vorgenannten Auskünfte und Unterlagen zu vervollständigen oder zu verdeutlichen. Unbeschadet des Rückgriffs auf das Informatik-System „e-certis“ der Europäischen Union behält sich der Auftraggeber die Möglichkeit vor, von den Bietern einen Befähigungs- oder Qualifikationsnachweis von den vorgenannten Behörden, dem Notar oder dem Berufsverband zu verlangen. 

Als Kriterium der Qualitativen Auswahl einfügen
„Asbestsanierung“
:
Einfache Asbestsanierungsarbeiten gemäß Art. 56 des Königlichen Erlasses (KE) vom 16. März 2006 (Behandlung von nicht-bröckligem Asbestzement) werden von einem Unternehmen durchgeführt, dessen Mitarbeiter eine entsprechende Schulung von mind. 8 Stunden und eine jährliche Recycling-Ausbildung entsprechend den Bestimmungen des genannten Erlasses absolviert haben.

Der Bieter fügt seinem Angebot den Nachweis bei, dass die bei diesen Arbeiten eingesetzten Mitarbeiter über einen entsprechenden Ausbildungsnachweis und, falls zutreffend, über einen Recycling-Ausbildungsnachweis verfügen. Bei ausländischen Unternehmen müssen übereinstimmende Ausbildungs- und Recyclingnachweise in die Auftragssprache übersetzt werden.

Die Asbestsanierungsbehandlungen gemäß Art. 57 (Behandlung von bröckligem Asbest entsprechend dem Sammelsackverfahren) und 63 (Behandlung von bröckligem Asbest nach dem Verfahren der hermetisch geschlossenen Zone) des KE vom 16. März 2006 werden von einem Unternehmen durchgeführt, das über eine Zulassung des öffentlichen belgischen föderalen Dienstes für Beschäftigung, Arbeit und Konzertierung verfügt (Königlicher Erlass vom 28. März 2007). Die Arbeiter müssen außerdem eine entsprechende 32-Stunden-Schulung und eine jährliche Recycling-Ausbildung entsprechend den Bestimmungen der genannten Erlasse absolviert haben. 

Die Vergabebehörde führt die Überprüfung dieser Bedingung auf der Website des FÖD (Föderaler öffentlicher Dienst) selbst durch: http://www.emploi.belgique.be/liste_enleveurs_amiante.aspx  

„Leistungsfähigkeit von Dritten“:
Bieter dürfen sich nur im Rahmen der Bestimmungen von  Art. 21 des Gesetzes vom 15.06.2006 auf die Leistungsfähigkeit von Drittunternehmen berufen. Ferner darf sich das Drittunternehmen weder in einem der in Artikel 61 des KE vom 15.07.2011 oder in Artikel 48 des KE vom 14.01.2013 vorgesehenen Ausschlussfälle befinden. 

Der Bieter, der beabsichtigt, sich auf die Leistungen von Dritten zu berufen, fügt seinem Angebot eine schriftliche Erklärung dieses Unternehmens bei, womit es sich verpflichtet, dem Bieter seine Kapazitäten zur Verfügung zu stellen.

In die Auftragsbedingung einfügen 
„Unterschrift der Erklärung der Unternehmer für einen fairen Wettbewerb und gegen das Sozialdumping“ 
Jeder Bieter fügt seinem Angebot eine „Erklärung der Unternehmer für einen fairen Wettbewerb und gegen das Sozialdumping“ bei. Diese muss ordnungsgemäß ausgefüllt und zwecks Zustimmung unterschrieben sein. Diese in der Anlage x des vorliegenden besonderen Lastenheftes enthaltene Erklärung weist noch einmal auf einige der von jedem Unternehmer einzuhaltenden Verpflichtungen hin, die Arbeiten gemäß den Richtlinien der Paritätischen Kommission (PK) 124 in Belgien durchzuführen. 

 „Bedingung in Bezug auf das Personal“ 

Der Auftragnehmer eines öffentlichen Bauauftrags ist dazu verpflichtet, sämtliche gesetzlichen, verordnungsrechtlichen sowie tarifvertraglichen Vorschriften hinsichtlich des Wohlergehens der Arbeiter bei der Ausübung ihrer Tätigkeiten im Hinblick auf die allgemeinen Arbeitsbedingungen, die laut Gesetz oder paritätischer Vereinbarungen auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene gelten (Art. 42, § 1, 1. Gesetz), einzuhalten und dafür zu sorgen, dass jede Person, die im Auftrag des Auftragnehmers als Subunternehmer tätig ist, sowie jede Person, die Personal zur Verfügung stellt, diese Bestimmungen einhält.

Der Auftragnehmer und jeder Subunternehmer, der für den Auftragnehmer tätig ist, sowie jede Person, die Arbeiter zur Verfügung stellt, sind verpflichtet, ihrem Personal Gehälter, Zulagen und Vergütungen zu den durch Gesetz oder durch gemeinsame, zwischen den paritätischen Kommissionen oder in Betriebsvereinbarungen (Art. 78, § 2 RGE) festgelegten Sätzen zu zahlen.

Der Auftragnehmer übermittelt dem öffentlichen Auftraggeber jedes Element, jede Unterlage oder jedes Dokument, aus dem glaubhaft hervorgeht, dass alle in der „Erklärung der Unternehmer für einen fairen Wettbewerb und gegen das Sozialdumping“ genannten Anforderungen erfüllt wurden. 

„Vergabe von Unteraufträgen“ 

Der Bieter gibt in seinem Angebot den Teil des Auftrags an, den er über Unteraufträge an Dritte zu vergeben gedenkt sowie die Identität der potentiellen Subunternehmer(Artikel 12 KE 15.07.2011). 

Die im Angebot aufgeführten Subunternehmer entsprechen im Verhältnis zu ihrer Beteiligung am Auftrag den gesetzlichen Bestimmungen über die Zulassung von Bauunternehmen (gemäß Gesetz vom 20.03.1991 und dessen Ausführungsbestimmungen) und den in den Auftragsunterlagen vorgegebenen qualitativen Auswahlkriterien (Artikel 12 KE vom 14.01.2013). 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die in seinem Angebot genannten Subunternehmer einzusetzen.

Wenn der Rückgriff auf einen  im Angebot nicht angegebenen Subunternehmer aus gleich welchem Grund erforderlich ist, muss dieser vorab vom öffentlichen Auftraggeber genehmigt werden. Die Genehmigung des öffentlichen Auftraggebers kann nur unter der Bedingung erteilt werden, dass der neue Subunternehmer für die Durchführung „öffentlicher Arbeiten“ in der entsprechenden Klasse und Kategorie oder Unterkategorie zugelassen ist und gegebenenfalls die sonstigen im vorliegenden besonderen Lastenheft auferlegten qualitativen Auswahlkriterien im Verhältnis zu seiner Beteiligung am Auftrag erfüllt.

Im Allgemeinen darf kein Subunternehmer einem in Art. 61 des KE vom 15.07.2011 genannten Ausschlussgrund unterliegen oder gemäß Art. 48 des KE vom 14.01.2013 ausgeschlossen sein. Darüber hinaus darf der Auftrag nicht an ein Unternehmen aus einem Drittstaat der Europäischen Union untervergeben werden, es sei denn, dieses Land hat einen Vertrag oder eine bilaterale Vereinbarung abgeschlossen, die einen Zugang zu öffentlichen Aufträgen der EU gewährt (Art. 21 des Gesetzes vom 15.06.2006 + 74, Abs. 3 KE vom 15.07.2011).

Der Auftragnehmer ergreift alle notwendigen Maßnahmen, damit seine direkten Subunternehmer ihre Subunternehmen zu allen Bestimmungen verpflichten.
 „Überprüfung der Preise“ 

Der öffentliche Auftraggeber führt eine systematische Überprüfung der Preise der abgegebenen Angebote durch und behält sich das Recht vor, von den Bietern im Verlauf des Verfahrens sämtliche Angaben zu fordern, die eine solche Überprüfung ermöglichen. Die Kostenvoranschläge der Subunternehmer sowie die Marktanteile, die der Unternehmer an Dritte weitergibt, können Bestandteil der genannten Angaben sein.

Der öffentliche Auftraggeber behält sich das Recht vor, eine Person damit zu beauftragen, anhand von Buchführungsunterlagen und Recherchen vor Ort die Angaben, die im Rahmen der Überprüfung der Preise geliefert worden sind, zu überprüfen.

„Sprache“

Die Auftragssprache ist Deutsch oder Französisch. 

Die Angebote sowie sämtliche Anlagen müssen in der Auftragssprache eingereicht werden. Die Person, die für den Auftraggeber als Ansprechpartner fungiert, muss der Auftragssprache mächtig sein. Wenn die einzureichenden Unterlagen übersetzt werden müssen, geschieht das  durch einen vereidigten Übersetzer, unbeschadet der Vorschriften des Gesetzes über den Sprachengebrauch  in  Verwaltungsangelegenheiten.

Die Auftragnehmer, die mit dem öffentlichen Auftraggeber oder der Sozialinspektion in Kontakt stehen, müssen über ausreichende Kenntnisse der Auftragssprache verfügen.

Zur Förderung der Sicherheit und der Qualität der Arbeiten verfügen die auf der Baustelle anwesenden Personen, einschließlich derjenigen, die zum Personal des/der Subunternehmer(s) gehören und die mit verantwortungsvollen Tätigkeiten betraut sind, wie Überwachungsaufgaben auf der Baustelle oder das Führungsteam, über ausreichende Kenntnisse der Auftragssprache.

„System der Sicherheitsverfahren“

Der Bieter fügt seinem Angebot sämtliche Unterlagen bei, die die Verwendung eines Sicherheitsverfahrens belegen. Bei den Bietern, die über ein VCA-, BESACC- oder vergleichbares Zertifikat verfügen, wird davon ausgegangen, dass diese Bedingung erfüllt ist. Alle anderen Unterlagen, die belegen, dass der Bieter auf ein Sicherheitsverfahren zurückgreift, werden vom öffentlichen Auftraggeber anerkannt.

„Dem Angebot beizufügende Unterlagen“

Folgende Unterlagen müssen dem Angebot beigefügt werden: 

· Die vollständig ausgefüllte und unterzeichnete „Erklärung der Unternehmer für einen fairen Wettbewerb und gegen Sozialdumping“; 
· Ein Dokument als Beleg dafür, dass der Submittent ein Sicherheitsverfahren (VCA-, BESACC- oder vergleichbares Zertifikat) verwendet;
· ….
Als Ausführungsbedingung einfügen
„Unterschrift der Erklärung der Unternehmer für einen fairen Wettbewerb und gegen Sozialdumping“
Der Auftragnehmer muss dem öffentlichen Auftraggeber eine Kopie der „Erklärung der Unternehmer für einen fairen Wettbewerb und gegen Sozialdumping“ vorlegen. Diese Erklärung muss ebenfalls von allen Subunternehmern, die auf der Baustelle eingesetzt werden, spätestens zehn Kalendertage vor Beginn der Ausführung unterzeichnet werden.

Der Auftragnehmer ergreift alle notwendigen Maßnahmen, damit seine direkten Subunternehmer die „Erklärung der Unternehmer für einen fairen Wettbewerb und gegen Sozialdumping“ von ihren Subunternehmern unterschreiben lassen.

„Dokument LIMOSA (L1) und Dokument A1“

Der Auftragnehmer, der Mitarbeiter/Selbstständige einsetzt, die nicht der belgischen Sozialversicherung unterliegen, muss dem öffentlichen Auftraggeber eine Empfangsbestätigung einer vom Landesamt für soziale Sicherheit (LASS-) oder INASTI ausgestellten LIMOSA (L1)-Erklärung und das vom Herkunftsstaat ausgestellte A1-Portable-Dokument für jeden Arbeiter liefern, der auf der Baustelle eingesetzt wird, und das vor Beginn seiner Tätigkeit auf der Baustelle. 

Diese Bestimmungen gelten für alle Subunternehmer der Subunternehmerkette. Der Auftragnehmer übermittelt die entsprechenden zuvor genannten Bescheinigungen und Dokumente spätestens am Vortag des ersten Arbeitsstages auf der Baustelle an den Subunternehmer, auf den sich die Dokumente L1 und A1 beziehen. 

Der Auftragnehmer sorgt dafür, dass seine Subunternehmer ihren eigenen Subunternehmern die Dokumente fristgerecht zukommen lassen.
 „Begrenzung der Vergabe von Unteraufträgen“

Außer mit ausdrücklicher Genehmigung des Auftraggebers dürfen nur der Auftragnehmer und seine direkten Subunternehmer Unteraufträge vergeben.

Der Auftragnehmer ergreift alle notwendigen Maßnahmen, damit seine direkten Subunternehmer ihren eigenen Subunternehmern untersagen, den ihnen zugeteilten Auftrag ganz oder teilweise in Unterauftrag zu vergeben. 

„Unterkünfte der Arbeiter“

Es dürfen keine Arbeiter auf der Baustelle untergebracht werden.

Der Auftragnehmer muss dem öffentlichen Auftraggeber die Adresse der bereitgestellten Unterkunft/Unterkünfte mitteilen. 

Die Unterkünfte müssen den Bedingungen von Art. 50 und Punkt 15 der Anlage III, Teil A des Königlichen Erlasses vom 25. Januar 2001 über zeitlich befristete und mobile Baustellen, insofern er anwendbar ist, entsprechen: 

· Wenn es die Sicherheit oder Gesundheit der Arbeiter, insbesondere hinsichtlich der Art der Tätigkeit oder des Personalbestands, der eine bestimmte Anzahl von Personen überschreitet, und die Entfernung der Baustelle erforderlich machen, müssen die Unterkünfte problemlos zugänglich sein;
· Die Größe der Unterkunft wird der Anzahl der darin lebenden Personen gerecht. Außerdem müssen ausreichend Tische und Stühle mit Rückenlehne vorhanden sein;
· Jede Unterkunft verfügt über Sanitäreinrichtungen, einen Speisesaal und einen Aufenthaltsraum;
· Es müssen genügend Betten, Schränke, Tische und Stühle mit Rückenlehne für jeden Bewohner vorhanden sein. Je nach Situation werden die Wohneinheiten nach Geschlecht unterteilt;
· Es müssen geeignete Maßnahmen getroffen werden, damit Nichtrauchern,  vor schädlichem Tabakrauch geschützt werden.
„Erwiesener schwerer Sozialbetrug“
Sobald der Auftragnehmer oder jegliche als Subunternehmer tätige Person in gleich welchem Stadium der Ausführung des Auftrags darüber informiert wird, dass er in Belgien einen oder mehrere Personen aus Drittländern beschäftigt, die sich illegal im Land aufhalten, begibt er sich nicht mehr an den Ort der Auftragsausführung bzw. führt die Ausführung des Auftrags nicht fort und zwar bis der Auftraggeber eine gegenteilige Anweisung erteilt.

Diese Information an das betroffene Unternehmen erfolgt entweder durch den Empfang der  in Art. 49/2, Abs. 4 des Sozialstrafgesetzbuchs erwähnten Zustellung oder durch  eine Mitteilung des Auftragnehmers oder des öffentlichen Auftraggebers, wonach diese die in  Art. 49/2, Abs. 1 und 2 des Sozialstrafgesetzbuchs erwähnte Zustellung erhalten haben oder durch die in  Art. 35/12 des Gesetzes vom 12. April 1965 über den Schutz der Entlohnung von Arbeitnehmern vorgesehene Bekanntmachung.
Sobald der Auftragnehmer oder jegliche als Subunternehmer tätige Person in gleich welchem Stadium der Ausführung des Auftrags über einen schwerwiegenden Verstoß gegen seine  Verpflichtung zur fristgerechten Zahlung der  seinen Arbeitern geschuldeten Entlohnung informiert wird, begibt er sich nicht mehr an den Ort der Auftragsausführung bzw. führt die Ausführung des Auftrag nicht fort und zwar bis dem öffentlichen Auftraggeber ein hinreichender Beleg vorgelegt worden ist, dass die betreffenden Arbeiter ihre Vergütung in vollem Umfang erhalten haben. 
Diese Information an das betroffene Unternehmen erfolgt entweder durch den Empfang einer Kopie der  in Art. 49/1, Abs. 3 des Sozialstrafgesetzbuchs vorgesehenen Zustellung oder durch eine  Mitteilung des Auftragnehmers oder des öffentlichen Auftraggebers wonach diese die in Art. 49/1, Abs. 1 des Sozialstrafgesetzbuchs Zustellung erhalten haben, oder durch die in  Art. 35/4 des Gesetzes vom 12. April 1965 über den Schutz der Entlohnung der Arbeitnehmer vorgesehene Bekanntmachung. 

„Anordnung - unverzügliche Einstellung der Arbeiten“

In Ausübung von Art. 75 des RGE und unbeschadet eventueller Maßnahmen von Amts wegen kann der öffentliche Auftraggeber im Laufe der Ausführung des Auftrags die unverzügliche Einstellung der Arbeiten eines Subunternehmers anordnen, der die im besonderen Lastenheft angegebenen Bedingungen nicht erfüllt. In diesem Fall hat der Auftragnehmer sämtliche damit einhergehenden Konsequenzen zu tragen. 

„Baustellensitzungen“

Der Auftragnehmer muss während der Baustellensitzungen anwesend sein. 

Während der ersten Sitzung legt der Auftragnehmer eine Baustellenplanung vor, die die Aufgaben und Angaben sowie den Zeitpunkt des Einsatzes der Unternehmen festlegt. Jede Änderung der Planung wird dem öffentlichen Auftraggeber mitgeteilt.

„Sozialklauseln“
Den öffentlichen Auftraggebern werden drei Modell-Sozialklauseln vorgeschlagen. Die Textbausteine sind auf dem wallonischen Portal für öffentliche Aufträge verfügbar: 
http://marchespublics.wallonie.be/fr/informations-generales/pratiques-de-marche/clauses-sociales-batiments/quelle-clause-sociale-choisir.html 

In Sanktionen einführen
„Sonderstrafen“
Unabhängig von eventuellen strafrechtlichen Verfolgungen, von Sanktionen, die von der für die betroffenen Materie anwendbare Gesetzgebung vorgesehen sind, oder der Anwendung der Maßnahmen von Amts wegen, finden nachfolgende Sanktionen Anwendung: 

	Verstoß gegen die Artikel 42 des Gesetzes und 78, §2 des KE vom 14.01.2013 und/oder die Erklärung der Unternehmer für einen fairen Wettbewerb und gegen Sozialdumping
	Sonderstrafe Tagessatz 400 €
	je Art des festgestellten Vergehens und je Arbeiter
	bis das Versäumnis behoben worden ist

	Verstoß gegen das Verbot der Unterbringung von Arbeitern auf der Baustelle
	Sonderstrafe Tagessatz 400 €
	je Arbeiter
	bis das Versäumnis behoben worden ist

	Verstoß gegen die Verpflichtungen laut Kodex zum Wohlergehen am Arbeitsplatz
	Sonderstrafe Tagessatz 400 €
	je Art des festgestellten Vergehens und je Arbeiter
	bis das Versäumnis behoben worden ist

	Verstoß gegen die Bedingung der vorgeschriebenen Sprache zur Gewährleistung der Sicherheit an der Baustelle und der ordnungsgemäßen Ausführung der Arbeiten
	Sonderstrafe Tagessatz 400 €
	je Arbeiter
	bis das Versäumnis behoben worden ist

	Verstoß gegen die Forderung, aufgrund derer sich die Person, die als Ansprechpartner des Auftragnehmers gegenüber dem öffentlichen Auftraggeber oder den Sozialbehörden zu fungieren hat, in der Auftragssprache artikulieren können muss
	Sonderstrafe einmalig 400 €
	nach festgestelltem Verstoß
	

	Verstoß gegen die Verpflichtung zur Einreichung nachfolgender Unterlagen: 

- von jedem Subunternehmer ausgefüllte und unterzeichnete Erklärung der Unternehmer für einen fairen Wettbewerb und gegen Sozialdumping

- Dokument LIMOSA (L1) und Dokument A1

- den Arbeitern zur Verfügung gestellte Unterkunft/Unterkünfte

- Baustellenplanung entsprechend der Erfordernis im Lastenheft


	Sonderstrafe Tagessatz 400 €
	nach festgestelltem Verstoß
	

	Fehlen der Sozialklauseln
	Hier den Wortlaut der im Falle der Sozialklauseln hinsichtlich der gewählten Sozialklausel vorgesehenen Sonderstrafen angeben 

http://marchespublics.wallonie.be/fr/informations-generales/pratiques-de-marche/clauses-sociales-batiments/quelle-clause-sociale-choisir.html 


„Weitere Sanktionen“
Bei einem schwerwiegenden Verstoß/schwerwiegenden Verstößen können dem Auftragnehmer Maßnahmen von Amts wegen gemäß Art. 47 §2 des RGE auferlegt werden. Darüber hinaus hat der Auftragnehmer mit Sanktionen entsprechend Art. 48 des KE vom 14. Januar 2013 zu rechnen (Ausschluss aus zukünftigen Aufträgen für einen festgelegten Zeitraum und/oder Herabstufung, Aussetzung oder Entzug der Zulassung).

Anlage 1 des besonderen Lastenheftes

Verpflichtungserklärung des öffentlichen Auftraggebers zur Förderung eines fairen Wettbewerbs und der Bekämpfung von Sozialdumping
(öffentliche Bauaufträge)
Angaben zum öffentlichen Auftraggeber: ……………………………………………………………………………………………

…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………....

…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………...

Angaben zum Auftrag: ….……………………….………………………………………………………………………………………

…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………....

…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………...

Der öffentliche Auftraggeber verpflichtet sich zur Durchführung folgender Maßnahmen für die Förderung eines fairen Wettbewerbs: 

Bei der Analyse der Angebote
Überprüfung des Wahrheitsgehalts der stillschweigenden Erklärung auf Ehre, wonach der Bieter sich in keinem der Fälle befindet, die ihn vom Zugang zum Auftrag ausschließen: 

· Innerhalb von 48 Stunden nach der Sitzung für die Angebotseröffnung  oder dem letzten Moment vor der Abgabe der Angebote muss überprüft werden, ob die belgischen Submittenten ihre steuerlichen Verpflichtungen in vollem Umfang erfüllt haben.
→ Überprüfung über die Web-Schnittstelle DIGIFLOW/TELEMARC
;
· Vor der Vergabeentscheidung wird überprüft, ob der vorgesehene Auftragnehmer seinen steuerlichen Verpflichtungen in vollem Umfang nachgekommen ist.
→ Für den vorgesehenen belgischen Auftragnehmer findet eine solche Überprüfung über DIGIFLOW/TELEMARC statt, 
→ Für den vorgesehenen ausländischen Auftragnehmer findet die Überprüfung auf Grundlage einer von der zuständigen Behörde des Niederlassungslandes ausgestellten Bescheinigung statt, die vom vorgesehenen Auftragnehmer anzufordern ist;
· Vor der Vergabeentscheidung wird überprüft, ob der vorgesehene Auftragnehmer keinem anderen Ausschlussgrund gemäß Artikel 61, § 1 und 2 ARP unterliegt (insbesondere aufgrund der Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge)
→ Für den vorgesehenen belgischen Auftragnehmer: 
· Überprüfung, ob er seine Zahlungsverpflichtungen hinsichtlich der Sozialversicherungsabgaben vollständig erfüllt hat, über DIGIFLOW/TELEMARC, 
· Abfrage des Strafregisters, wobei das entsprechende Dokument vom vorgesehenen Auftragnehmer anzufordern ist. 
→ Für den vorgesehenen ausländischen Auftragnehmer: 
· Überprüfung anhand von Bescheinigungen, die  durch die zuständige Behörde des Niederlassungslandes abgegebenen wurden (vom Auftragnehmer angefordert), ob er seine Zahlungsverpflichtungen hinsichtlich der Sozialversicherungsbeiträge erfüllt hat, 
· Abfrage des Strafregisters anhand der von einer Verwaltungs- oder Justizbehörde des Niederlassungslandes abgegebenen Bescheinigungen (vom vorgesehenen Auftragnehmer angefordert). 
Wenn solche Bescheinigungen im genannten Land nicht existieren, reicht eine eidesstattliche Erklärung oder eine bei einer Gerichts- oder Verwaltungsbehörde, vor einem Notar oder einem qualifizierten Berufsverband abgelegte feierliche Erklärung aus.
Überprüfung, ob die in Betracht gezogenen Submittenten hinsichtlich des Zugangsrechts den qualitativen Auswahlkriterien entsprechen:
· Die geforderten Unterlagen hinsichtlich der qualitativen Auswahl (bis auf die Zulassung des Unternehmers) überprüfen und beurteilen;

· Überprüfen, ob die erforderlichen Zulassungsbescheinigungen vorhanden sind:

→ Die Zulassung kann über DIGIFLOW/TELEMARC überprüft werden, 
→ Für die ausländischen Submittenten wird ein von der zuständigen Behörde des Mitgliedsstaates ausgestelltes Zertifikat oder Dokument, das der Zulassungszertifizierung gleichgestellt ist, überprüft.
Sonstige durchzuführenden Überprüfungen:
· Überprüfung, ob der Submittent, der die Leistungen von Dritten nutzen möchte, seinem Angebot eine schriftliche Bestätigung dieses Unternehmens beigefügt hat, dem Submittenten entsprechende Mittel zur Verfügung stellen zu wollen. In diesem Falle wird überprüft, ob diese Unternehmen keinerlei Ausschlusskriterien hinsichtlich der Zugangsbedingungen zum Auftrag unterliegen; 

· Bei einfachen Asbestsanierungsarbeiten muss überprüft werden, ob die betreffenden bei diesen Arbeiten eingesetzten Mitarbeiter über einen entsprechenden Ausbildungsnachweis und gegebenenfalls über einen Recycling-Ausbildungsnachweis verfügen; 

· Bei Asbestsanierungsarbeiten gemäß der Art. 57 und 63 des KE vom 16. März 2006 muss überprüft werden, ob der ausführende Unternehmer über eine Zulassung des Föderalen Öffentlichen Dienstes (FÖD) Beschäftigung, Arbeit und sozialer Konzertierung verfügt (http://www.emploi.belgique.be/liste_enleveurs_amiante.aspx). 

Prüfen, ob der Auftrag ordnungsgemäß ist: 
· Überprüfen, ob die Submittenten ihrem Angebot die vollständig ausgefüllte und unterzeichnete „Erklärung der Unternehmer für einen fairen Wettbewerb und gegen Sozialdumping“ beigefügt haben; 

· Überprüfen, ob die Submittenten ein Sicherheitsverfahren (VCA-, BESACC- oder vergleichbares Zertifikat oder jeder sonstige vergleichbare Beleg) verwenden;

· Überprüfen, ob der Submittent den Teil des Auftrags, den er an Dritte untervergeben möchte, sowie die potenziellen Subunternehmer angegeben hat;
· Überprüfen, ob das Angebot und die Anlagen in der Angebotssprache vorgelegt wurden (bei Übersetzung der Unterlagen wird überprüft, ob diese von einem vereidigten Übersetzer vorgenommen worden sind);
· Durchführung der Preisüberprüfung, insbesondere für Tätigkeiten mit hohem Einsatz an Arbeitskräften und Sicherheitsfunktionen mittels Anforderung von Kostenvoranschlägen seitens der Submittenten und/oder des Teils des Auftrags, den der Submittent bei Bedarf entsendeten Mitarbeitern übertragen möchte.
Zu den Tätigkeiten mit hohem Einsatz an Arbeitskräften im Bauwesen gehören insbesondere: 
· Erdarbeiten/Fundamentarbeiten (Band 1 des CCTB)
· Baustrukturarbeiten (Maurerarbeiten, Betonarbeiten, Stahlarbeiten, Holzarbeiten) (Band 2 des CCTB)
· Bedachungen (Band 3 des CCTB), mit Ausnahme von Fertigbauteilen
· Fertigstellungsarbeiten (insbesondere Wände und Decken) (Band 5 des CCTB)
· Elektroarbeiten (Band 7 des CCTB)
· Anstreicharbeiten und Oberflächenbehandlungen (Band 8 des CCTB)
· Umgebungsarbeiten, insbesondere Bepflanzungen, Einzäunungen, Außenanlagen und Unterhaltung (Band 9 des CCTB).
Zu den Tätigkeiten mit hohem Einsatz an Arbeitskräften im Bereich von Straßenbauarbeiten gehören insbesondere: 
· Pflasterarbeiten
· Kabelverlegung
· Kanalbau
Bei der Durchführung des Auftrags
· Vor dem Einsatz eines Arbeiters/Selbstständigen, der nicht der belgischen Sozialversicherung unterliegt, muss eine Empfangsbestätigung der LIMOSA-Erklärung, des vom Niederlassungsland ausgestellten Portablen Dokumentes sowie der OPOC-Anmeldung bei einem Einsatz von entsendeten Mitarbeitern eingegangen sein;
· Zu Beginn der Ausführung muss überprüft werden, ob die im Angebot des Auftragnehmers angegebenen Subunternehmer ordnungsgemäß zugelassen sind und den Anforderungen der qualitativen Auswahl entsprechen und weder einem Ausschlussverfahren gemäß Art. 61 ARP unterliegen noch aufgrund von Artikel 48 RGE ausgeschlossen sind. Bei einem Verstoß wird das Unternehmen von der Durchführung der Arbeiten auf der Baustelle ausgeschlossen; 
· Überprüfung, ob die Subunternehmer auf der Baustelle denjenigen entsprechen, die im Angebot des Auftragnehmers angegeben wurden. Wenn dies nicht der Fall ist, muss der Subunternehmer seine Tätigkeit auf der Baustelle unverzüglich einstellen;
· Für jeden neuen Subunternehmer, der vom Auftragnehmer vorgeschlagen wird, muss überprüft werde, ob dieser ordnungsgemäß zugelassen ist und den Anforderungen der qualitativen Auswahl entspricht. Er darf weder gemäß Art. 61 ARP  noch aufgrund von Artikel 48 RGE ausgeschlossen sein. 
→ Falls in Ordnung, Genehmigung erteilen,
→ Falls nicht in Ordnung, Genehmigung ablehnen;
· Prüfung der Unterschrift der Erklärung der Unternehmer für einen fairen Wettbewerb und die Bekämpfung von Sozialdumping durch alle Subunternehmer der Subunternehmerkette (mindestens zehn Tage vor deren Einsatz auf der Baustelle);
· Jeder festgestellte Verstoß muss sanktioniert werden (entsprechend den vorgelegten Beweisen);
· Besteht der Verdacht auf Sozialbetrug muss der „Ansprechpartner für einen fairen Wettbewerb“ über die Website informiert werden : www.pointdecontactfraudesociale.belgique.be;
· Besteht der Verdacht auf Menschenhandel oder ein Verhalten, das darauf hinweist, müssen die zuständigen Behörden (Polizei oder Inspektion) informiert werden.
Unter Menschenhandel versteht man das Anwerben, Transportieren, Überführen, Beherbergen, Empfangen,… von Personen. Letztere führen die Arbeit in menschenwidrigen Verhältnissen aus. Man spricht auch von wirtschaftlicher Ausbeutung;

· Den Zugang zum Auftrag jedem Unternehmen oder jeder Person untersagen, die einen oder mehrere Angehörige eines Drittlandes mit illegalem Aufenthalt beschäftigt und/oder die ihre Verpflichtung zur fristgerechten Zahlung der Vergütung an seine Arbeiter, auf die diese Anspruch haben, in schwerwiegender Weise verletzt;
· Im Falle einer verhängten Sanktion/verhängter Sanktionen wird eine Klage beim Zulassungsausschuss für Bauunternehmen eingereicht (für weitere Informationen: agreation.entrepreneurs@economie.fgov.be). 
Während der Baustellensitzungen und/oder -kontrollen
· Die Auftragssprache  wird während der Kontakte mit dem Auftragnehmer gesprochen;
· Während der ersten Sitzung müssen eine Baustellenplanung, in der die Aufgaben und die Angaben des ausführenden Unternehmens sowie der Zeitpunkt des Einsatzes dieser Unternehmen beschrieben sind, vorgelegt werden.
· Es muss überprüft werden, ob der Vertreter des Arbeitnehmers tatsächlich an den Baustellensitzungen teilgenommen hat;
· Es muss überprüft werden, ob die Subunternehmerkette eingehalten wurde. Bei einem Verstoß wird das Unternehmen aufgefordert, seine Tätigkeit unverzüglich einzustellen;
· Es muss überprüft werden, ob ein System zur Kontrolle der Anwesenheit eingesetzt wurde (checkinatwork und/oder Anwesenheitslisten, auf denen mindestens nachfolgende Angaben einzutragen sind: Name, Vorname, Geburtsdatum, Beruf, Qualifikation, tatsächliche, auf der Baustelle tagsüber ausgeübte Funktion, Stundenlohn);
· Es muss überprüft werden, dass keine Arbeiter auf der Baustelle untergebracht wurden;
· Anfertigung eines Mängelprotokolls bei jedem festgestellten Verstoß.
Anlage 2 des besonderen Lastenheftes

„Erklärung der Unternehmer 
für einen fairen Wettbewerb und 
gegen Sozialdumping“
anwendbar für Unternehmer, die unter die Zuständigkeit der paritätischen Kommission 124 (Bauwesen) fallen

Ich, Unterzeichnende(r)

Name-Vorname: 
…………………………………………………………………………………………………………………...…

Funktion:

…………………………….………………………………………………………………………………………..

Firma: 


……………………………………………………………………………………………………………………….

USt.-ID-Nr.: 

……………………………………………………………………………………………………………………….

als Submittent/Subunternehmer (Unzutreffendes streichen) des Auftrags: 

Angaben zum Auftrag: …………………………………………………………………………………………………………………………

…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………....

…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………....

Angaben zum öffentlichen Auftraggeber: …………………………………………………………………………..………………

…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………....

…………………………………………………………………………………………………………………………………………………………....

werde die gesetzlichen, verordnungsrechtlichen, administrativen oder tarifvertraglichen Bestimmungen im Hinblick auf die Arbeitsbedingungen, Vergütung und Beschäftigung und insbesondere die nachfolgenden Bestimmungen einhalten:

1. Einhaltung aller Bestimmungen hinsichtlich der Mindestlohnsätze (einschließlich Überstundenzuschlag) und der Modalitäten bezüglich der Zahlung der Vergütungen:
· Zahlung des im Bausektor tarifvertraglich festgelegten Mindestlohns entsprechend der Qualifikation des Arbeiters; 
· Zahlung des Überstundenzuschlags;
· Anwendung des Systems der Treueprämien im Bauwesen oder eines vergleichbaren Systems;
· Wenn die Zahlung des Lohns in Belgien stattfindet, werden ab Oktober 2016 ausschließlich bargeldlose Zahlungen akzeptiert;

· Für jeden Arbeitnehmer wird eine Lohnabrechnung  sowie ein individuelles Jahreskonto erstellt
.
2. Dem Arbeiter werden angemessene Unterkünfte und Mahlzeiten (oder Zahlung einer Unterkunfts- oder Essensvergütung) zur Verfügung gestellt, wenn sein Heimatort so weit von der Baustelle entfernt liegt, dass er nicht täglich dorthin zurückkehren kann ( Tarifvertrag für das Bauwesen vom 12. Juni 2014 bezüglich verschiedener Arbeitsbedingungen). 
Die Unterkünfte müssen unter Einhaltung der geltenden Raumordnungsbestimmungen gebaut,  ausgestattet oder gestaltet werden.

3. Die Bestimmungen bezüglich der Arbeitszeiten, der Höchstarbeitszeiten und der Mindestruhezeiten sowie des vergüteten jährlichen Mindesturlaubsanspruchs werden eingehalten.
4. Die Arbeiter werden gemäß dem Gesetz über das Wohlergehen der Arbeiter und dessen Ausführungsbestimmungen insbesondere unter Einhaltung nachfolgender Vorschriften behandelt: 
· Es wird eine Person bestimmt, die sich um das Wohlergehen und die Sicherheit-Gesundheit der Arbeiter kümmert und die sich an eine externe Einrichtung wendet, wenn die Aufgaben im Bereich des Wohlergehens nicht oder nicht alle intern geregelt werden können;
· Es werden alle notwendigen Maßnahmen ergriffen, damit alle Arbeiter der Gesundheitsüberwachung unterliegen. Auf Anfrage werden Gesundheitsgutachten bereit gestellt;
· Den Arbeitern werden Arbeitsbekleidung und eine persönliche Schutzausrüstung (PSA), die für die durchzuführenden Arbeiten geeignet und angemessen sind, kostenfrei zur Verfügung gestellt; 
· Den Arbeitern werden geeignete und den durchzuführenden Arbeiten angemessene Arbeitsgeräte (Hebezeuge, Gerüste, Bagger, ....) zur Verfügung gestellt; 
· Die Arbeiter werden entsprechend ausgebildet und erhalten angemessene Anweisungen um Arbeitsgeräte, wie Baumaschinen, Gerüste oder die für den Einsatz bei speziellen Arbeiten wie der Beseitigung von Asbest oder asbesthaltigen Materialien gedacht sind, ordnungsgemäß zu bedienen.
Wenn mindestens 2 Firmen gleichzeitig oder nacheinander auf der Baustelle arbeiten, müssen die Maßnahmen zum Wohlergehen und zur Sicherheit-Gesundheit der Arbeiter aufeinander abgestimmt werden.

5. Die Bestimmungen über die zeitweilige  Arbeitslosigkeit der Arbeiter müssen eingehalten werden, insbesondere das Verbot, Arbeiten, die normalerweise von Arbeitern ausgeführt werden, die aus wirtschaftlichen Gründen zeitweilig arbeitslos sind, an  Dritte weiterzuvergeben.
6. Einhaltung aller Bestimmungen zur Beschäftigung von Arbeitern, insbesondere:  
· für die Arbeiter, die der belgischen Sozialgesetzgebung unterliegen: 
· Anmeldung jedes Arbeiters bei Dimona (Datum des Beschäftigungsbeginns/des Beschäftigungsendes);
· Anmeldung jedes Arbeiters beim  Arbeitgeberdienst für die Organisation und Kontrolle der Existenzsicherheitssysteme (organisation et controle des régimes de sécurité et d’existence (OPOC)) und vierteljährliche Meldung des Bruttogehaltes der Arbeiter bei OPOC. 
· für die Arbeiter/Selbstständigen, die nicht der belgischen Sozialgesetzgebung unterliegen: 
· Aushändigung eines A1-Formulars an jeden Arbeiter, das bescheinigt, dass er Sozialversicherungsbeiträge in seinem Herkunftsland zu zahlen hat und dass er in Belgien für einen Zeitraum von maximal 24 Monaten von dieser Verpflichtung befreit ist;
· Die LIMOSA-Erklärung (Dokument L1)
 wird vor Beschäftigungsbeginn auf dem belgischen Territorium für alle entsandten Arbeiter ausgestellt (auf elektronischem Weg beim Landesamt für Soziale Sicherheit für die Gehaltsempfänger oder INASTI für Selbstständige über die Website www.limosa.be);
· Anmeldung beim Arbeitgeberdienst für die Organisation und Kontrolle der Existenzsicherheitssysteme (OPOC), da jedes Unternehmen dem System der Treueprämien im Bauwesen unterliegt, sowie vierteljährliche Meldung des Bruttogehaltes der Arbeiter (ausschließlich für Arbeiter, nicht für Selbstständige) an OPOC;
· Einhaltung der Bestimmungen bezüglich der Entsendung von Arbeitern: 
· der Arbeitgeber, der Arbeiter entsendet, gibt seine Tätigkeit im Herkunftsland an,

· die voraussichtliche Entsendung überschreitet den Zeitraum von 24 Monaten nicht,

· es ist untersagt, Arbeiter nacheinander zu entsenden, um einen Dauerarbeitsplatz zu besetzen. 

· der entsendete Arbeiter bleibt seinem Arbeitgeber unterstellt, 

· Wartezeit von 2 Monaten zwischen zwei Entsendungen des gleichen Arbeiters vom gleichen Unternehmen und im gleichen Mitgliedsland einzuhalten.
· Für Zeitarbeiter: 
· Es können Zeitarbeitsagenturen, die in der Wallonischen Region oder in der Deutschsprachigen Gemeinschaft anerkannt sind, beauftragt werden (alle Zeitarbeitsagenturen müssen über eine Zulassung verfügen; die im Bausektor tätigen Zeitarbeitsagenturen müssen über eine Zulassung für das „Bauwesen“ verfügen 
) ;
· Die Vorschriften zur Zeitarbeit werden eingehalten und sind anwendbar für die, laut Gesetz, festgesetzten Umstände: Sicherstellung der vorübergehenden Vertretung eines fest angestellten Mitarbeiters, Reaktion auf ein vorübergehendes zusätzliches Arbeitsaufkommen, Gewährleistung der Durchführung einer außergewöhnlichen Arbeit.
7. Vor Abschluss eines Untervergabevertrags muss überprüft werden, dass der unterbeauftragte Unternehmer keine Steuer- und Sozialversicherungsverbindlichkeiten  hat. 
Nach Abschluss eines Untervergabevertrags und vor jeder Zahlung muss überprüft werden, dass der Subunternehmer keine Steuer- und Sozialversicherungsverbindlichkeiten hat.
 Bei Verbindlichkeiten im Bereich Sozialabgaben und/oder Steuern seitens des Subunternehmers werden dem Subunternehmer bei jeder zu leistenden Zahlung Abgaben gemäß Artikel 30a des Gesetzes vom 27. Juni 1969 zur Sozialversicherung von Arbeitern und gemäß Art. 403 des Einkommensteuergesetzes 1992 abgezogen.

8. Verpflichtungen bezüglich der Anmeldung von Arbeiten und Arbeitern: 
· Alle  „30 a“-Arbeiten beim Landesamt für soziale Sicherheit (LSS), bei CNAC sowie bei den öffentlichen föderalen Diensten für Beschäftigung, Arbeit und soziale Konzertierung anmelden.
Die Erklärung für Bauleistungen wird übermittelt für:
· jeden Vertrag „Auftraggeber/Besteller - erklärender Unternehmer“ ab einem Auftragswert von 5.000 EUR (ohne Mehrwertsteuer) mit mindestens einem Subunternehmer; oder
· jeden Vertrag „Auftraggeber/Besteller - erklärender Unternehmer“ ab einem Auftragswert von 30.000 EUR (ohne Mehrwertsteuer) mit oder ohne Subunternehmer.
Der Unternehmer-Auftragnehmer übermittelt die „Erklärung der Arbeiten“ an das LSS. 
· Die Liste der auf der Baustelle tätigen Arbeiter wird ungeachtet der Höhe des Auftragswertes täglich aktualisiert. Diese Liste beinhaltet mindestens nachfolgende Angaben: Name, Vorname, Geburtsdatum, Beruf, Qualifikation, täglich auf der Baustelle durchgeführte Tätigkeit, Stundenlohn. 
· Die Anwesenheiten auf der Baustelle müssen in der Datenbank des Landesamtes für Soziale Sicherheit für Bauleistungen, deren Auftragsvolumen mind. 500.000 Euro ohne Mehrwertsteuer beträgt, im Aufzeichnungssystem „checkinatwork“ erfasst werden.

9. Jeder Arbeiter auf der Baustelle, sei es von einem belgischen oder ausländischen Unternehmen oder von einer Zeitarbeitsfirma, muss sich mittels eines ConstruBadge identifizieren können.
Das ConstruBadge ist ein persönliches visuelles Identifikationsmittel, das jedem bei der belgischen Sozialversicherung oder über eine LIMOSA-Erklärung gemeldeten Bauarbeiter vom Existenzsicherungsfonds ausgehändigt wird. Es enthält folgende Angaben: Name und Identifikationsnummer des Arbeitgebers, Name und Identifikationsnummer des Arbeiters, Kartennummer, Strichcodes, Foto des Arbeiters und Gültigkeitszeitraum des Badges. 

10. Der „Ansprechpartner für einen fairen Wettbewerb“ wird über die Website www.pointdecontactfraudesociale.belgique.be über jeden vermuteten Sozialbetrug informiert.
11. Die  zuständigen Behörden werden über jedes Verhalten, das als Menschenhandel gesehen werden könnte, informiert. Unter Menschenhandel versteht man das Anwerben, Transportieren, Überführen, Beherbergen, Empfangen, … von Personen. Letztere führen die Arbeit in menschenwidrigen Verhältnissen aus. Man spricht auch von wirtschaftlicher Ausbeutung; 
12. Sämtliche von den Inspektionsdiensten abgegebenen Unterlagen, in Verbindung mit der Einhaltung von Art. 42 des Gesetzes vom 15. Juni 2006 über öffentliche Aufträge sowie die Antworten der Inspektionsdiensten, werden übermittelt; 
13. Im Falle eines nachgewiesenen Sozial- oder Steuerbetrugs (insbesondere bei schwerwiegenden Versäumnissen bei der Zahlung von Vergütungen) oder im Falle der nachgewiesenen Beschäftigung von Arbeitern mit illegalem Aufenthalt seitens eines Subunternehmers (offizielle Mitteilung) wird letzterem der Zugang zur Baustelle untersagt und der Vertrag wird unverzüglich aufgelöst. 
Ich bin darüber informiert, dass ich unter bestimmten Bedingungen solidarisch für die Zahlung der Gehalts- und Steuerverbindlichkeiten eines Subunternehmers haftbar gemacht werden kann, wenn dieser schwerwiegend gegen die Einhaltung seiner Verpflichtungen verstößt. 

Ich bin darüber informiert, dass die Nichteinhaltung der Bestimmungen der vorliegenden Erklärung einen Ausschluss meines Unternehmens aus zukünftigen Aufträgen öffentlicher Auftraggeber für einen befristeten Zeitraum zur Folge haben kann, unbeschadet anderer eventuell anwendbarer Sanktionen. 

Ich bin darüber informiert, dass diese Bestimmungen nicht erschöpfend sind, und ich erkläre, dass ich sämtliche gesetzlichen, verordnungsrechtlichen, administrativen oder tarifvertraglichen Bestimmungen einhalten werde, die für mich hinsichtlich der Arbeitsbedingungen, Vergütungen und Beschäftigung gelten.

Datum …………………………………….. Ort …………………………………………….
Unterschrift

� Nur, wenn Ihre Arbeiten im Zusammenhang mit einer Asbestsanierung stehen


� Der öffentliche Auftraggeber hat diese Liste um eventuelle sonstige, im Lastenheft geforderten Unterlagen im Hinblick auf einen ordnungsgemäßen Inhalt jedes Auftrags zu ergänzen.


� Dieser Absatz wird angepasst, wenn die Planung ein Vergabekriterium ist und/oder wenn die Planungsänderungen Gegenstand einer vorherigen Genehmigung durch den öffentlichen Auftraggeber sind.


� Sämtliche Institutionen, die den Vorschriften der öffentlichen Aufträge unter Anwendung von Art. 2 des Gesetzes vom 15. Juni 2006 unterliegen, haben Zugang zur Web-Schnittstelle DIGIFLOW und TELEMARC. Der Zugang kann bei der Agentur zur Vereinfachung von Verwaltungsabläufen über �HYPERLINK "http://www.simplification.be/"�http://www.simplification.be/� oder �HYPERLINK "https://digiflow.belgium.be/"�https://digiflow.belgium.be�beantragt werden.


� Die Buchführung der Einzelkonten und des Zahlungskontos entsprechend der belgischen Sozialdokumente ist für entsendete Arbeitskräfte nicht vorgeschrieben, wenn die Geschäftsunterlagen des Ursprungslandes auf einfache Anfrage zur Verfügung gestellt werden (Befreiung maximal zwölf Monate).


� In der Limosa-Erklärung sind die Erkennungsdaten des Arbeiters oder des unabhängigen Unternehmers, die Daten des Beginns und der Beendigung der Entsendung in Belgien, der Sektor (Zeitarbeit oder Bausektor), der Arbeitsort in Belgien, die Erkennungsdaten des Kunden oder belgischen Auftraggebers + gegebenenfalls die Erkennungsdaten des Arbeitgebers und die Arbeitszeit des Arbeiters erfasst.


� Eine Liste der zugelassenen Agenturen ist auf der Website des ÖDW unter folgender Adresse erhältlich: �HYPERLINK "http://emploi.wallonie.be/files/PublicationsDEI/AGR_PUBL_EMPLOI_PLAC.XML"�http://emploi.wallonie.be/files/PublicationsDEI/AGR_PUBL_EMPLOI_PLAC.XML� (die zugelassenen Agenturen für das „Bauwesen“ sind über den Code „INTC“ in der Rubrik „Dienstleistung“ der Datei zu identifizieren) 


� Diese Überprüfung kann über die Website der belgischen Sozialversicherung unter folgender Adresse vorgenommen werden: �HYPERLINK "https://www.socialsecurity.be/site_fr/employer/applics/30bis/index.htm"�https://www.socialsecurity.be/site_fr/employer/applics/30 /index.htm� 






